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1.  Ärger während der Urlaubsreise

Auch in den sog. schönsten Wochen des Jahres kann einiges schief 
gehen: Die Reise beginnt mit Verspätung, das Hotel ist überbucht 
oder der Reiseveranstalter wird insolvent und die Reise fi ndet nicht 
statt. Welche Rechte haben dann Urlauber, die ihre Reise pauschal 
im Reisebüro oder online gebucht haben? 

Eine Pauschalreise liegt vor, wenn mehrere Reiseleistungen, etwa 
Flug und Hotelunterbringung, verbunden und zu einem Gesamtpreis 
verkauft werden. Der Reisende schließt hier keine Verträge mit der 
Fluggesellschaft oder dem Hotel ab, sondern mit einem Reisever-
anstalter, der diese Leistungen zu der Pauschalreise verbunden hat.

Der Reiseveranstalter ist verpfl ichtet, die bei ihm gebuchten Reise-
leistungen so zu erbringen, wie er dies dem Reisenden zugesichert 
hat. Angaben in den Reiseprospekten sind für den Veranstalter bin-
dend, sie werden Teil des Vertrags mit dem Reisenden. Die Angaben 
in dem ausgehändigten Prospekt müssen zutreffend und vollständig 
sein. Die Reise darf darüber hinaus „nicht mit Fehlern behaftet“ sein, 
die den Wert oder die Tauglichkeit der Leistung für den Reisenden 
mindern oder aufheben. Ein Fehler im Sinne dieser Vorschrift liegt 
allerdings nicht schon bei jeder Unannehmlichkeit vor. Geringe Flug-
verspätungen oder gelegentliche Lärmbelästigungen sind hinzuneh-
men. Auch dem allgemeinen Lebensrisiko zuzurechnende Reisebe-
einträchtigungen, wie z. B. ungünstige Wetterverhältnisse, stellen 
keinen Mangel dar.

Liegt ein Reisemangel vor, so stehen dem Reisenden folgende An-
sprüche zu: Er kann vom Reiseveranstalter innerhalb einer angemes-
senen Frist vor Ort Abhilfe verlangen. Dies geschieht in der Regel 
durch eine Anzeige des Mangels beim Repräsentanten des Veran-
stalters am Urlaubsort. Ist eine Abhilfe ohne unverhältnismäßig 
hohen Aufwand möglich, ist der Veranstalter verpfl ichtet, entweder 
den Mangel zu beseitigen oder eine gleichwertige Ersatzleistung zur 
Verfügung zu stellen. Er hat beispielsweise dafür zu sorgen, dass 
dem Reisenden das gebuchte Zimmer mit Meerblick zur Verfügung 
gestellt oder er in einem anderen gleichwertigen Hotel unterge-
bracht wird. Verweigert der Veranstalter eine Abhilfe oder bleibt er 
innerhalb einer angemessen gesetzten Frist untätig, hat der Reisen-
de folgende Möglichkeiten:

• Er kann selbst für Abhilfe sorgen und vom Veranstalter Ersatz 
der dafür erforderlichen Aufwendungen verlangen.

• Er kann den Reisepreis für die Zeit, in der der Mangel besteht, 
herabsetzen. Wenn der Reisepreis – wie in der Regel üblich – 
vor Reiseantritt bereits vollständig bezahlt wurde, kann er einen 
entsprechenden Teilbetrag vom Veranstalter zurückfordern.

• Handelt es sich um einen Mangel, der die Reise erheblich be-
einträchtigt, hat der Reisende die Möglichkeit, den Vertrag zu 
kündigen. Ein erheblicher Mangel kann beispielsweise vorliegen, 
wenn bei einer Studienreise eine geeignete Reisebegleitung 
fehlt. Ein Kündigungsrecht steht dem Reisenden auch zu, wenn 
es ihm aus einem wichtigen und für den Veranstalter erkenn-
baren Grund nicht zugemutet werden kann, die Reise fortzuset-
zen, etwa wenn der Reisende eine Diätverpfl egung, auf die er 
angewiesen ist, entgegen der Zusage nicht erhält. Umfasste der 
gekündigte Vertrag die Rückreise, bleibt der Reisende nicht auf 
sich gestellt, der Veranstalter muss auch nach der Kündigung für 
den Rücktransport sorgen. Mit der Kündigung verliert der Veran-
stalter den Anspruch auf den Reisepreis, er kann jedoch für die 
bis zur Kündigung erbrachten Leistungen eine Entschädigung 
vom Reisenden verlangen.

• Unabhängig hiervon kann der Reisende vom Veranstalter Scha-
densersatz für eingetretene Schäden fordern. Eine Schadens-
ersatzpfl icht besteht immer dann, wenn der Veranstalter den 
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Mangel verschuldet hat. In schwerwiegenden Fällen, etwa bei 
einer erheblichen Beeinträchtigung der Reise, sieht das Gesetz 
außerdem eine Entschädigung des Reisenden wegen nutzlos 
aufgewendeter Urlaubszeit vor. 

Bitte beachten Sie! Die Mängelansprüche sind zeitlich begrenzt. 
Sie müssen vom Reisenden innerhalb eines Monats nach dem im 
Vertrag vorgesehenen Ende der Reise beim Veranstalter geltend ge-
macht werden.

 2. Minderung des Reisepreises bei einer Kreuz-
fahrt und bei erheblichen Beeinträchtigun-
gen der Reise

In einem Fall aus der Praxis wurde von einem Reiseveranstalter eine 
14tägige Kreuzfahrt „Sommer in Grönland“ durchgeführt. Dabei 
kam es zu Abweichungen von der Reiseplanung. So wurden andere 
Fahrtrouten gewählt als vorgesehen, geplante Landgänge entfi elen 
oder waren erheblich verkürzt. Da das Schiff verschmutztes Bunkeröl 
aufgenommen hatte, wodurch die Maschinenleistung herabgesetzt 
wurde, entfi elen zudem die vorgesehenen Besuche der Färöer und 
der Orkney-Inseln. Der Veranstalter erstattete 40 % des Reisepreises. 

Die geschädigten Urlauber machten nun vor Gericht folgende Punk-
te geltend:

• Eine Minderung von weiteren 40 % des gezahlten Reisepreises,
• Kosten, die durch den Abbruch der Reise entstanden sind, und 
• Entschädigung wegen nutzlos aufgewendeter Urlaubszeit. 

Die für den Fall zuständigen Richter des Oberlandesgerichts (OLG) 
Bremen kamen jedoch zu dem Entschluss, die Reise sei zwar man-
gelhaft gewesen, die Mängel seien aber durch die geleisteten Zah-
lungen abgegolten. 

Das sah der Bundesgerichtshof (BGH) anders. Die BGH-Richter ent-
schieden, dass das OLG die Gesamtumstände, die die Reiseleistung 
beeinträchtigt haben, unzureichend berücksichtigt und zu Unrecht 
darauf abgestellt hat, der grundlegende Charakter der Reise als 
„Grönland-Kreuzfahrt“ sei nicht in Frage gestellt gewesen. Dabei ist 
der Verlauf des zweiten Teils der Reise, bei dem der Aufenthalt stark 
verkürzt wurde und die geplanten Besuche der Färöer und der Ork-
ney-Inseln vollständig durch eine bloße verlangsamte Rückreise er-
setzt wurden, nicht hinreichend berücksichtigt. Das OLG muss daher 
die Quote, um die der Reisepreis zu mindern ist, erneut prüfen. Des 
Weiteren setzen sowohl das Kündigungsrecht als auch der Entschä-
digungsanspruch eine erhebliche Beeinträchtigung der Reise voraus. 
Ob diese Erheblichkeitsschwelle überschritten ist, ist aufgrund einer 
Gesamtbewertung der Mängel der Reiseleistung zu beurteilen. 

 3. Betreuungsgeld bzw. Anspruch
auf Kita-Platz seit 1.8.2013

Seit dem 1.8.2013 haben Eltern für ihre Kleinkinder (ab dem 1. Le-
bensjahr) einen Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz bzw. auf 
Betreuungsgeld, wenn sie die Betreuung selbst übernehmen. 

Das Betreuungsgeld kann für Kinder mit Geburtsdatum nach dem 
31.7.2012 grundsätzlich ab dem 15. bis zur Vollendung des 36. 
Lebensmonats bezogen werden. Vorhandene Elterngeldansprüche 
gehen also dem Betreuungsgeld vor. Das Betreuungsgeld beträgt 
monatlich 100 € pro Kind (ab 1.8.2014: 150 €) und wird als Geldlei-
stung ausgezahlt.

Leben mehrere Kinder im Haushalt, die die Anspruchsvorausset-
zungen erfüllen (z. B. Zwillinge, Geschwisterkinder), besteht auch 
ein mehrfacher Anspruch. Das Betreuungsgeld kann für jedes der 
Kinder bezogen werden, für das keine öffentlich bereitgestellte Kin-
derbetreuung in Anspruch genommen wird. Es wird für maximal 
22 Monate pro Kind gezahlt.

Im Regelfall schließt das Betreuungsgeld nahtlos an die 14-mona-
tige Rahmenbezugszeit für das Elterngeld an. Die Bezugszeit von 
Elterngeld und Betreuungsgeld kann nur nacheinander – und nicht 
zeitlich parallel – erfolgen. Dies gilt auch dann, wenn auf die Part-
nermonate verzichtet wurde.

Wenn die Eltern das ihnen zustehende Elterngeld bereits vollstän-
dig in Anspruch genommen und damit verbraucht haben, kann Be-
treuungsgeld schon vor dem 15. Lebensmonat des Kindes bezogen 
werden. Der Bezug von Betreuungsgeld endet auch in diesen Fällen 
nach 22 Monaten und somit vor dem 36. Lebensmonat des Kindes. 
Solange noch ein theoretischer Anspruch auf Elterngeld (zum Bei-
spiel der Partnermonate) besteht, ist ein vorzeitiger Bezug von Be-
treuungsgeld nicht möglich.

Entscheiden sich die Eltern für eine Verlängerung des Auszahlungs-
zeitraums beim Elterngeld, wird der jeweils zustehende Monatsbe-
trag des Elterngeldes halbiert und in einer ersten und zweiten Rate 
ausgezahlt. Bei einer solchen Verlängerung des Auszahlungszeit-
raums des Elterngeldes kann daher parallel zur Auszahlung der zwei-
ten Rate des Elterngeldes bereits Betreuungsgeld bezogen werden.

Das Betreuungsgeld wird unabhängig davon gezahlt, ob und in 
welchem Umfang die Eltern erwerbstätig sind. Es kann auch eine 
außerfamiliäre Betreuung in Anspruch genommen werden. Voraus-
setzung ist hier jedoch, dass es sich nicht um eine öffentlich bereit-
gestellte Tageseinrichtung oder öffentlich fi nanzierte Tagesmutter 
bzw. Tagesvater handelt. Betreuungsgeld kann z. B. bei Betreuung 
des Kindes in Spielkreisen oder in privater – also nicht öffentlich 
fi nanzierter – Kinderbetreuung bezogen werden. 

Entscheiden sich die Eltern für einen Kita-Platz und steht ein sol-
cher nicht zur Verfügung, können sie von ihrem Klagerecht Ge-
brauch machen. Dabei ist allerdings zu beachten, dass Eltern von der 
Stadt angebotene Betreuungsplätze nur unter bestimmten Umstän-
den ablehnen können, z. B. wenn der Weg dorthin zu weit ist. In der 
Rechtsprechung wird zzt. als „zumutbare Entfernung“ maximal 5 Ki-
lometer oder maximal 30 Minuten Fahrzeit oder Fußweg defi niert.

Des Weiteren ist eine Kita unzumutbar, wenn sie den gültigen Stan-
dards nicht entspricht, weil beispielsweise Beschäftigte nicht genü-
gend qualifi ziert sind, die Gruppenzahl zu hoch oder die Einrichtung 
baufällig ist. Wenn Eltern ein Angebot ablehnen, müssen sie es plau-
sibel begründen. Wer einen zumutbaren Kita-Platz ablehnt, verliert 
den Rechtsanspruch darauf. 

4.  SEPA: Überweisungen und Lastschriften 

Ein einheitliches Überweisungs- und Lastschriftverfahren soll den 
Zahlungsverkehr im Euroraum erleichtern und sicherer machen. Je-
der Kontoinhaber, ob Privatperson, Unternehmen oder Verein, ist von 
der Umstellung auf SEPA betroffen. Damit können alle unabhängig 
von ihrem Wohnort ihren gesamten bargeldlosen Euro-Zahlungs-
verkehr steuern, haben europaweit freie Kontowahl und können 
sich für ihre Kontoführung das Kreditinstitut mit dem besten Preis-
Leistungs-Verhältnis in ganz Europa aussuchen.

Alle Unternehmen müssen bis zum 1.2.2014 die alten Verfahren 
auf SEPA umstellen. Es gibt keine Übergangsfrist für Unternehmen. 



Nur der Einzelhandel kann das Elektronische Lastschriftverfahren bis 
zum 1.2.2016 weiter nutzen.

Gläubiger-Identifi kationsnummer: Unternehmen benötigen eine 
Gläubiger-Identifi kationsnummer, die sie im Internet bei der Deut-
schen Bundesbank beantragen können. Die Bundesbank empfi ehlt, 
diesen Prozess möglichst bis Ende Oktober 2013 abzuschließen. Die 
Gläubiger-Identifi kationsnummer ist eine kontounabhängige und 
eindeutige Kennung, die den Zahlungsempfänger als Lastschrift-
Einreicher zusätzlich identifi ziert.

Das SEPA-Lastschriftmandat umfasst die Zustimmung des Zah-
lenden zum Zahlungseinzug an das Unternehmen und den Auftrag 
an die eigene Bank zur Einlösung der Zahlung. Ab dem 1.2.2014 
müssen Unternehmen bei neuen Vertragsabschlüssen und neuen 
Kunden (ohne bestehende Einzugsermächtigung) die SEPA-Mandate 
verwenden. Bisher erteilte Einzugsermächtigungen werden auto-
matisch auf SEPA-Mandate umgestellt. Die Kunden sind jedoch 
über die Umstellung des Zahlverfahrens unter Angabe der Gläubi-
ger-Identifi kationsnummer und Mandatsreferenz zu informieren! 

Für Unternehmen gibt es zwei Lastschriftverfahren:

• Das SEPA-Basislastschriftverfahren steht allen offen. Eine SE-
PA-Basislastschrift kann – wie eine Einzugsermächtigung – in-
nerhalb von 8 Wochen nach Belastung zurückgegeben werden. 
Eine Lastschrift ohne SEPA-Mandat können Kunden innerhalb 
von 13 Monaten zurückgeben.

• Das SEPA-Firmenlastschriftverfahren ist ausschließlich im 
Verkehr mit Unternehmen möglich. Es ähnelt den heutigen Ab-
buchungsauftragsverfahren. Es besteht keine Möglichkeit zur 
Rückgabe. Ausnahme: Der deutsche Einzelhandel kann das stark 
genutzte Elektronische Lastschriftverfahren bis zum 1.2.2016 
weiter nutzen.

Ab dem 1.2.2014 ersetzt auch die neue Kontokennung IBAN (Inter-
national Bank Account Number) die bisherige nationale Kontoken-
nung. Hat ein Unternehmen mehrere Konten, wird für jedes Konto 
eine separate IBAN vergeben.

5.  Keine Mängelansprüche bei Werkleistungen 
in Schwarzarbeit 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat mit seinem Urteil vom 1.8.2013 die 
Frage entschieden, ob Mängelansprüche eines Bestellers bestehen 
können, wenn Werkleistungen aufgrund eines Vertrages erbracht 
worden sind, bei dem die Parteien vereinbart haben, dass der Wer-
klohn in bar ohne Rechnung und ohne Abführung von Umsatzsteuer 
gezahlt werden sollte. 

In dem vom BGH entschiedenen Fall wurde die Auffahrt eines 
Grundstücks neu gepfl astert. Hierbei war ein Werklohn von 1.800 € 
– bar ohne Rechnung – vereinbart worden. 

Die Richter des BGH hatten erstmals einen Fall zu beurteilen, auf 
den die Vorschriften des seit dem 1.8.2004 geltenden Gesetzes 
zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung 
(Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz, SchwarzArbG) Anwendung fi n-
den. Sie entschieden, dass der zwischen den Parteien geschlossene 
Werkvertrag wegen Verstoßes gegen ein gesetzliches Verbot nich-
tig ist. Das SchwarzArbG enthält das Verbot zum Abschluss eines 
Werkvertrages, wenn dabei vorgesehen sei, dass eine Vertragspartei 
als Steuerpfl ichtige ihre sich aufgrund der nach dem Vertrag ge-
schuldeten Werkleistungen ergebenden steuerlichen Pfl ichten nicht 
erfüllt. Das Verbot führt jedenfalls dann zur Nichtigkeit des Ver-

trages, wenn der Unternehmer vorsätzlich hiergegen verstößt und 
der Besteller den Verstoß des Unternehmers kennt und bewusst zum 
eigenen Vorteil ausnutzt. 

So lag der Fall hier. Der Unternehmer hat gegen seine steuerliche 
Pfl icht verstoßen, weil er nicht innerhalb von sechs Monaten nach 
Ausführung der Leistung eine Rechnung ausgestellt hat. Er hat au-
ßerdem eine Steuerhinterziehung begangen, weil er die Umsatzsteu-
er nicht abgeführt hat. Die Auftraggeberin sparte auf diese Weise 
einen Teil des Werklohns in Höhe der anfallenden Umsatzsteuer. 

Anmerkung: Die Nichtigkeit des Werkvertrages führt dazu, dass dem 
Besteller hieraus grundsätzlich keine Mängelansprüche zustehen 
können. 

6. Dauer der Arbeitszeit bei fehlender 
ausdrücklicher Vereinbarung 

In einem vom Bundesarbeitsgericht entschiedenen Fall war eine 
Arbeitnehmerin bei einem Unternehmen als „außertarifl iche Mitar-
beiterin“ beschäftigt und bezog ein Jahresgehalt von ca. 95.000 € 
brutto. Gemäß dem Arbeitsvertrag musste sie „auch außerhalb der 
betriebsüblichen Arbeitszeit tätig … werden“. Weitere Regelungen 
zur Arbeitszeit enthält der Vertrag nicht. 

Im Herbst 2010 hatten sich nach Angaben des Arbeitgebers na-
hezu 700 Minusstunden angesammelt. Seit Oktober 2010 forderte 
das Unternehmen die Arbeitnehmerin auf, eine tägliche Arbeitszeit 
von mindestens 7,6 Stunden bzw. die betriebsübliche wöchentliche 
Arbeitszeit von 38 Stunden einzuhalten. Dieser Aufforderung kam 
sie nicht nach. Der Arbeitgeber kürzte die Gehälter um insgesamt 
ca. 7.000 € brutto, weil die Arbeitnehmerin ihre Arbeitspfl icht nicht 
vollständig erfüllt und z. B. im Dezember nur 19,8 Stunden, im Janu-
ar nur 5,5 Stunden im Betrieb gearbeitet habe.

Die Arbeitnehmerin war jedoch der Auffassung, dass sie vertraglich 
nicht verpfl ichtet sei, 38 Stunden pro Woche zu arbeiten. Sie müsse 
überhaupt nicht an bestimmten Tagen und zu bestimmten Zeiten im 
Betrieb sein. Ihre Arbeit sei nicht in Zeiteinheiten zu messen. 

Diese Auffassung teilte das Bundesarbeitsgericht nicht und ent-
schied, dass der Arbeitsvertrag als Maß der zu leistenden Arbeit die 
betriebsübliche Arbeitszeit voraussetzt. Ist in einem Arbeitsvertrag 
die Dauer der Arbeitszeit nicht ausdrücklich geregelt, so gilt die be-
triebsübliche Arbeitszeit als vereinbart. Das gilt auch für außertarif-
liche Angestellte. 

7. Urlaubsabgeltung nach Aufl ösung des 
Arbeitsverhältnisses durch Vergleich

Ist das Arbeitsverhältnis beendet und ein Anspruch des Arbeitneh-
mers auf Abgeltung des gesetzlichen Erholungsurlaubs entstanden, 
kann der Arbeitnehmer auf diesen Anspruch grundsätzlich verzich-
ten. Nach dem Bundesurlaubsgeldgesetz kann von der Regelung, 
wonach der Urlaub abzugelten ist, wenn er wegen Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses ganz oder teilweise nicht mehr gewährt werden 
kann, nicht zuungunsten des Arbeitnehmers abgewichen werden. 
Jedoch hindert diese Regelung nur einzelvertragliche Abreden, die 
das Entstehen von Urlaubsabgeltungsansprüchen ausschließen. 

In einem vom Bundesarbeitsgericht (BAG) in diesem Zusammenhang 
entschiedenen Fall kündigte ein Arbeitgeber am 26.11.2008 einem 
seit Januar 2006 arbeitsunfähigen Arbeitnehmer ordentlich zum 



30.6.2009. Im Kündigungsrechtsstreit regelten die Parteien in einem 
Vergleich u. a., dass das Arbeitsverhältnis durch die Kündigung auf-
gelöst worden ist, der Arbeitgeber an den Arbeitnehmer eine Abfi n-
dung in Höhe von 11.500 € zahlt und mit Erfüllung des Vergleichs 
wechselseitig alle fi nanziellen Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis, 
gleich ob bekannt oder unbekannt und gleich aus welchem Rechts-
grund, erledigt sind. In einem Schreiben verlangte der Arbeitnehmer 
ohne Erfolg, Urlaub aus den Jahren 2006 bis 2008 mit ca. 10.600 € 
abzugelten.

Nach Auffassung des BAG erfasst die Erledigungsklausel im gericht-
lichen Vergleich jedoch auch den entstandenen Anspruch auf Abgel-
tung des gesetzlichen Erholungsurlaubs.

8. Krankenversicherungspfl icht von Arbeitneh-
mern – wie wirkt sich eine selbstständige 
Tätigkeit aus?

Neben ihrer Beschäftigung hauptberufl ich selbstständig erwerbstä-
tige Arbeitnehmer sind in ihrer Beschäftigung von der Krankenversi-
cherungspfl icht ausgeschlossen. Bei Selbstständigen mit mindestens 
einem mehr als geringfügig beschäftigten Arbeitnehmer wurde bis-
her angenommen, dass sie hauptberufl ich selbstständig erwerbstä-
tig sind. 

Das Bundessozialgericht folgt in seiner Entscheidung vom 29.2.2012 
dieser Betrachtungsweise nicht. Im Urteil zum Ausschluss eines 
selbstständig Tätigen von der beitragsfreien Familienversicherung 
in der gesetzlichen Krankenversicherung wurde zum Ausdruck ge-
bracht, dass die Beschäftigung von Arbeitnehmern für sich allein 
betrachtet nicht zur Annahme einer hauptberufl ich selbststän-
digen Tätigkeit führt. Es kommt vielmehr auf die Gesamtbetrach-
tung der Umstände an. 

Dem Urteil kommt grundsätzliche Bedeutung insoweit zu, als es 
nicht nur den Ausschluss eines selbstständig Tätigen von der Famili-
enversicherung, sondern auch den Ausschluss eines Selbstständigen 
mit Nebenbeschäftigung von der Arbeitnehmer(pfl icht)versicherung 
betrifft.

Die Beschäftigung eines oder mehrerer Arbeitnehmer kann nach wie 
vor ein Indiz für den Umfang einer selbstständigen Tätigkeit darstel-
len. Der mit der Leitungsfunktion notwendig verbundene Zeitauf-
wand als Arbeitgeber ist dem Selbstständigen ebenso zuzurechnen 
wie das wirtschaftliche Ergebnis der von ihm beschäftigten Arbeit-
nehmer. 

Eine vor allem verfahrenspraktisch relativ einfach durchzuführende 
Abgrenzung kann wie folgt erfolgen.

• Bei Arbeitnehmern, die vollschichtig arbeiten oder deren Ar-
beitszeit der regelmäßigen Wochenarbeitszeit vergleichbarer 
Vollbeschäftigter des Betriebs entspricht, ist anzunehmen, dass 
daneben für eine hauptberufl ich selbstständige Erwerbstätigkeit 
kein Raum mehr bleibt.

• Das gilt auch für Arbeitnehmer, die mehr als 20 Stunden wö-
chentlich arbeiten und deren monatliches Arbeitsentgelt mehr 
als die Hälfte der monatlichen Bezugsgröße beträgt.

• Bei Arbeitnehmern, die an weniger als 20 Stunden wöchentlich 
arbeiten und deren Arbeitsentgelt nicht mehr als die Hälfte der 
monatlichen Bezugsgröße beträgt, ist anzunehmen, dass die 
selbstständige Erwerbstätigkeit hauptberufl ich ausgeübt wird.

Lässt sich nach diesen Grundannahmen das Vorliegen einer hauptbe-
rufl ich selbstständigen Erwerbstätigkeit nicht eindeutig bestimmen 
oder bestehen Zweifel (am Ergebnis oder an den gemachten Anga-
ben), sollte die Krankenkasse des Arbeitnehmers in die Entscheidung 
eingebunden werden.

9. Mitverschulden bei Fahrradunfall 
ohne Helm

Kollidiert ein Radfahrer im öffentlichen Straßenverkehr mit einem 
anderen – sich verkehrswidrig verhaltenden – Verkehrsteilnehmer 
(Kfz, Radfahrer usw.) und erleidet er infolge des unfallbedingten 
Sturzes Kopfverletzungen, die ein Fahrradhelm verhindert oder ge-
mindert hätte, muss er sich grundsätzlich ein Mitverschulden wegen 
Nichttragens eines Fahrradhelms anrechnen lassen. Dies hat das 
Schleswig-Holsteinische Oberlandesgericht in seinem Urteil vom 
5.6.2013 entschieden und im konkreten Fall den Mitverschuldens-
anteil mit 20 % bemessen. 

In ihrer Urteilsbegründung führten die Richter aus, dass die betrof-
fene Fahrradfahrerin ein Mitverschulden an den erlittenen Schä-
delverletzungen trifft, weil sie keinen Helm getragen und damit 
Schutzmaßnahmen zu ihrer eigenen Sicherheit unterlassen hat. 

Zwar besteht für Fahrradfahrer nach dem Gesetz keine allgemei-
ne Helmpfl icht. Fahrradfahrer sind heutzutage jedoch im täglichen 
Straßenverkehr einem besonderen Verletzungsrisiko ausgesetzt. 

Die Anschaffung eines Schutzhelms ist wirtschaftlich zumutbar. 
Daher kann nach dem heutigen Erkenntnisstand grundsätzlich 
davon ausgegangen werden, dass ein verständiger Mensch zur 
Vermeidung eigenen Schadens beim Radfahren einen Helm tragen 
wird, soweit er sich in den öffentlichen Straßenverkehr mit dem 
dargestellten besonderen Verletzungsrisiko begibt.

Basiszinssatz: seit 1.7.2013 = - 0,38 %, 1.1.2013 - 30.6.2013 = - 0,13 %, 1.1.2012 – 31.12.2012 = 0,12 %
(§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB; seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Verbraucherpreisindex: 2013: Juni = 105,6; Mai = 105,5; April = 105,1; März = 105,6; Februar = 105,1; Januar = 104,5
2010 = 100 2012: Dezember = 105,0; November = 104,7; Oktober =104,6; 
  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: 
  http://www.destatis.de – Konjukturindikatoren – Verbraucherpreisindex

  Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!
  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.


